
[bookmark: _Ref33607571]ANHANG A4
Auftragsvergabe durch Zuschussempfänger im Rahmen von Außenmaßnahmen der Europäischen Union

1. [bookmark: _Ref41360266][bookmark: _Ref33501318]VORBEMERKUNG 
Grundsätzlich geht es bei Twinning-Projekten ausschließlich darum, Fachwissen und Know-how des öffentlichen Sektors an eine begünstigte Verwaltung weiterzugeben, um ein bestimmtes verbindlich vorgegebenes Ergebnis zu erreichen. Daher dürfen Leistungen des privaten Sektors in Form von Ausrüstungsgütern oder Dienstleistungen nur in ordnungsgemäß begründeten Ausnahmefällen einbezogen werden, wobei eine Obergrenze von 5 000 EUR bei Ausrüstungen und von 10 000 EUR pro Budgetposten bei Dienstleistungen gilt (siehe Anhang A7 Abschnitte 3.6 bis 3.9). Anders ausgedrückt: 
Twinning-Projekte sind eigenständige Projekte, bei denen die Zusammenarbeit öffentlicher Behörden im Mittelpunkt steht.
In Ausnahmefällen erforderliche Leistungen des Privatsektors werden grundsätzlich von den MS-Partnern vergeben, wobei die Bestimmungen dieses Anhangs anzuwenden sind.
2. Grundsätze
Ist für die Durchführung einer Maßnahme eine Auftragsvergabe durch die Zuschussempfänger erforderlich, so muss der Zuschlag für das wirtschaftlich günstigste Angebot (d. h. das Angebot mit dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis) bzw. gegebenenfalls für das  niedrigste Angebot erteilt werden. Dabei müssen die Empfänger darauf achten, dass Interessenkonflikte vermieden und die folgenden Grundsätze beachtet werden:
Führt der Zuschussempfänger keine offene Ausschreibung durch, muss er die Auswahl der Bieter, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, begründen. 
Der Zuschussempfänger prüft die eingegangenen Angebote nach objektiven Kriterien, die eine Bewertung der Qualität der Angebote erlauben und den Preis berücksichtigen (das niedrigste Angebot muss die höchste Punktzahl beim Kriterium „Preis“ erhalten).
Der Zuschussempfänger bewahrt ausreichende und angemessene Unterlagen über die durchgeführten Verfahren auf, sodass die Entscheidung über die Vorauswahl von Bietern (in Fällen, in denen keine offene Ausschreibung durchgeführt wurde) und die Entscheidung über die Vergabe nachvollziehbar sind.  
[bookmark: _Hlt35047416]Der Zuschussempfänger kann beschließen, die Vergabeverfahren des Handbuchs für Vergabeverfahren anzuwenden. Werden diese Verfahren korrekt durchgeführt, gelten die oben genannten Grundsätze als erfüllt. 
Die Europäische Kommission wird nachträglich kontrollieren, ob die Zuschussempfänger diese Regeln und die in Abschnitt 2 genannten Regeln beachtet haben. Werden diese Grundsätze nicht eingehalten, so kommen die betreffenden Ausgaben nicht für eine Finanzierung durch die EU/den EEF in Frage.
Die Bestimmungen dieses Anhangs gelten sinngemäß für die Verträge, die von den mit den Zuschussempfängern verbundenen Einrichtungen geschlossen werden. 
3. [bookmark: _Ref41358995][bookmark: _Ref17797939][bookmark: _Ref17802608]Teilnahmevoraussetzungen
[bookmark: _Ref41358767]Staatsangehörigkeitsregel
[bookmark: _GoBack]Die Teilnahme an den von den Zuschussempfängern verwalteten Ausschreibungsverfahren steht zu gleichen Bedingungen allen natürlichen und juristischen Personen offen, die tatsächlich in einem Mitgliedstaat oder einem Land, einem Gebiet oder einer Region ansässig sind, das bzw. die gemäß den in Anhang a2 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EU-Außenmaßnahmen aufgeführten einschlägigen Verordnungen/Basisrechtsakten mit den  Förderbestimmungen für den Zuschuss förderfähig ist. Die Bieter müssen in ihren Angeboten ihre Staatsangehörigkeit angeben und den nach dem Recht des betreffenden Staates üblichen Staatangehörigkeitsnachweis vorlegen.
Diese Regel gilt nicht für Sachverständige, die im Rahmen der aus dem Zuschuss finanzierten Dienstleistungsangebote vorgeschlagen werden. 
Ursprungsregeln
Wenn der Basisrechtsakt oder die übrigen geltenden Rechtsakte dies erfordern, muss der Bieter den Ursprung[footnoteRef:1] der mit dem Zuschuss erworbenen Waren nachweisen. Müssen Ursprungsregeln[footnoteRef:2] eingehalten werden und betragen die Anschaffungskosten bei mehr als 5 000 EUR pro Stück, muss der Auftragnehmer dem Zuschussempfänger spätestens bei Vorlage der ersten Rechnung einen Ursprungsnachweis vorlegen. Der Ursprungsnachweis muss von den zuständigen Behörden des Ursprungsstaates der Waren nach Maßgabe der einschlägigen Rechtsvorschriften der Union ausgestellt sein. Können die Lieferungen aus einem beliebigen Land stammen, muss kein Ursprungsnachweis vorgelegt werden. [1: 	Für die Zwecke dieses Anhangs wird der Begriff „Ursprung“ gemäß der Definition in Kapitel 2 der Verordnung (EG) Nr. 450/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaft (Modernisierter Zollkodex) verwendet.]  [2: 	Im Rahmen der Instrumente der Union für die Finanzierung des auswärtigen Handelns (d. h. nicht im Rahmen von IPA) und des EEF können die Lieferungen ihren Ursprung in einem beliebigen Land haben, sofern der Wert der Lieferungen pro Kauf unter 100 000 EUR liegt. ] 

Ausnahmen von den Staatsangehörigkeits- und Ursprungsregeln
Findet eine Übereinkunft über die Erweiterung des Marktes für die Beschaffung von Waren, Bau- oder Dienstleistungen Anwendung, so muss der Zugang unter den in dieser Übereinkunft festgelegten Bedingungen auch Staatsangehörigen und Waren anderer Staaten gewährt werden.
Um den Zugang auch Staatsangehörigen oder Waren aus anderen Ländern als denjenigen zu gewähren, die in den Abschnitten 2.1 und 2.2. genannt sind, muss zudem bei in den geltenden Verordnungen vorgesehenen Ausnahmefällen unter hinreichender Begründung vor Einleitung des Vergabeverfahrens bei der Europäischen Kommission eine Ausnahmegenehmigung eingeholt werden.
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